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A 157/2013 (VWD)  

Auftrag Christian Werner (SVP, Olten): Genügende Deutschkenntnisse bei Einbürge-

rungen (04.09.2013) 

 

Der Regierungsrat wird beauftragt, den Erwerb des Bürgerrechts neu von Deutsch-

kenntnissen auf dem Niveau B2 oder höher (europäisches Sprachenportfolio) abhängig zu 

machen.  

 

Begründung (04.09.2013): schriftlich. 

 

Im Kanton Solothurn erhalten nicht selten ausländische Staatsangehörige den Schweizer Pass, 

die der deutschen Sprache kaum mächtig sind. So kommt es vor, dass Eingebürgerte einen 

(staatlich subventionierten) Deutschkurs besuchen oder Dolmetscher in Anspruch nehmen 

müssen. Dieser Umstand ist problematisch, verhindern doch mangelnde Deutschkenntnisse, 

dass die Eingebürgerten die mit dem Bürgerrecht verbundenen Rechte und Pflichten kennen 

und verstehen, insbesondere wenn es um die Partizipation an Abstimmungen geht, aber auch 

im Alltag und im Umgang mit Behörden. 

Nach § 15 Abs. 1 lit. d des Gesetzes über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht vom 6. Ju-

ni 1993 (Bürgerrechtsgesetz) wird das Bürgerrecht im Kanton Solothurn nur Personen verlie-

hen, die „genügende Sprachkenntnisse zur Verständigung mit Behörden, Mitbürgerinnen 

und Mitbürgern“ vorweisen können. In der Praxis reicht es für eine Einbürgerung indes aus, 

dass eine Person Sprachniveau A2 (europäisches Sprachenportfolio) erreicht. Sprachniveau A2 

entspricht einer nur sehr einfachen Verständigung. Es bedeutet, dass eine Person einzelne 

Sätze und die gebräuchlichsten Wörter versteht, wenn es bspw. um sehr einfache Informatio-

nen zur Person und zur Familie geht, dass sie ganz kurze, einfache Texte lesen sowie ein sehr 

kurzes Kontaktgespräch führen kann, wobei sie normalerweise aber nicht genug versteht, um 

selbst das Gespräch in Gang zu halten, und dass sie einen ganz einfachen persönlichen Brief 

schreiben kann, etwa um sich für etwas zu bedanken. 

Inwiefern dieses bescheidene Sprachniveau genügen soll, um den gewünschten Austausch in 

den täglichen Begegnungen und Gesprächen mit Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu pfle-

gen, sich mit Behörden zu verständigen, etwas komplexere Fragebogen auszufüllen oder Ab-

stimmungsunterlagen zu verstehen, ist nicht einzusehen. Damit die Verständigung mit Be-

hörden, Mitbürgerinnen und Mitbürgern – wie vom kantonalen Recht verlangt – möglich ist, 

bedarf es klarerweise besserer Deutschkenntnisse. 

Insofern sind für die Erlangung des Bürgerrechts neu mindestens Deutschkenntnisse auf dem 

Sprachniveau B2 vorauszusetzen, was bedeutet, dass jemand längere Redebeiträge versteht, 

wenn ihm das Thema einigermassen vertraut ist, dass die Person sich so spontan und fliessend 

verständigen kann, dass ein normales Gespräch mit einem Muttersprachler recht gut möglich 

ist, und dass sie über eine Vielzahl von Themen, die sie interessieren, klare Texte schreiben 

kann. Dieses Sprachniveau ist zwingend erforderlich, es soll gewährleistet sein, dass Einge-

bürgerte sich in die schweizerischen Verhältnisse eingliedern können, mit den örtlichen Le-

bensgewohnheiten und Gebräuchen vertraut sind und die mit dem Bürgerrecht verbundenen 

Rechte und Pflichten kennen und verstehen, wie es § 15 des Bürgerrechtsgesetzes verlangt. 
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